[image: image1.png]



Wahlaufruf zum 22. September 2002

Der Aktionskreis von Mehr Demokratie möchte im Vorfeld der am 22. September stattfindenden Bundestagswahl und des Bürgerentscheides zur Kombi-Lösung, alle wahlberechtigten Karlsruherinnen und Karlsruher aufrufen, von Ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen und ihre Souveränität wie sie das Grundgesetz ausdrücklich vorsieht auszuüben.

Mehr Demokratie sieht sich verpflichtet darauf hinzuweisen das nicht alle Parteien die zur Bundestagswahl antreten gewillt sind den Bürgerinnen und Bürgern ihre Verfassungsrechte auch zu gewähren. Damit sind nicht nur extreme Parteien am rechten oder linken Rand des Parteienspektrums gemeint, nein auch Etablierte. So verweigert seit über 50 Jahren die CSU/CDU sowie Teile der FDP den bundesweiten Volksentscheid. Erst vor einigen Wochen haben diese beiden Parteien einen entsprechenden Gesetzentwurf im Bundestag blockiert.

Neben der Entscheidung wer zukünftig unser Land regieren soll, haben die Karlsruher Wählerinnen und Wähler auch darüber zu entscheiden wie es mit der Entwicklung unserer City weiter gehen soll. Seit etwa 3 Jahrzehnten ist in Karlsruhe eine Verlegung der Bahngleise unter die Kaiserstraße im Gespräch. 1996 bringt OB Prof. Dr. Gerhard Seiler die U-Strab-Pläne in den Gemeinderat, der die Verwirklichung mehrheitlich beschließt. Daraufhin formiert sich Widerstand in der Bevölkerung und die BI "Stoppt den Stadtbahntunnel" sammelt binnen 4 Wochen die erforderlichen 24.000 Unterschriften für ein Bürgerbegehren zur Durchführung eines Bürgerentscheides. In diesem lehnten die wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger am 20. Oktober 1996 mit einer großen Mehrheit die Pläne einer Untertunnelung der Kaiserstraße ab. Im Jahr 2001 bringt OB Heinz Fenrich das Thema wieder in die Öffentlichkeit. Mehr Demokratie beginnt mit einer Unterschriften-Sammlung, um durch ein Bürgerbegehren einen erneuten Bürgerentscheid zu erzwingen.

Nun haben wir unseren Bürgerentscheid und dürfen am 22. September entscheiden. Doch über was entscheiden wir eigentlich? Die „Kombi-Lösung“ verknüpft zwei grundlegend verschiedene Bauvorhaben, nämlich den Stadtbahntunnel in der Kaiserstraße mit der Umgestaltung der Kriegsstraße. Dieses „Huckepackverfahren“ ist weder fair noch sachdienlich, dies zeigen die sehr unterschiedlichen Grade der Zustimmung zu diesem beiden Projekten bei der Bürgerbeteiligung. Auch die Finanzierung sowie entsprechende Realisierungschancen und Realisierungszeiträume sind zu unterschiedlich. Mehr Demokratie“ forderte beide Projekte unabhängig voneinander verwirklichen zu lassen und den Bürgerentscheid in zwei Fragen aufzuteilen. Rechtlich hätte dagegen laut dem Verwaltungsrechtsexperten Prof. Dr. Roland Geitmann nichts gesprochen. Anders lautende Aussagen sind falsch.

Mehr Demokratie sieht sich in Verantwortung gegenüber den Wählerinnen und Wählern dieser Stadt, vor allen jenen die sich in den letzten Monaten mit Ideen und Anregungen in die Diskussion um die U-Strab, auch beim Bürgerbeteiligungsverfahren „City 2015“ eingebracht haben und sich für eine oberirdische Entlastung ausgesprochen haben. Diesen Menschen wird die Fragestellung zur Kombi-Lösung nicht gerecht. Daher zeigt Mehr Demokratie dieser die „rote Karte“. Ebenso ist es fraglich ob die Kombi-Lösung wirklich der Stadt- und Verkehrsentwicklung dienlich ist.

Von Anfang an hat sich Mehr Demokratie für eine faire Fragestellung beim Bürgerentscheid zur eigentlichen Kernfrage „der Untertunnelung der Kaiserstraße“ ausgesprochen. Mit der Verknüpfung zweier grundlegend verschiedener Bauvorhaben, der Kaiser- und der Kriegsstraße, zur Kombi-Lösung wird der Demokratie kein Dienst getan. Vielmehr besteht die Gefahr das Wählerinnen und Wähler Elemente der Fragestellung zur „Kombi-Lösung“ streichen bzw. unkenntlich machen, weil Sie mit einer oder zwei Varianten dieser Lösung nicht einverstanden sind. Mehr Demokratie macht ausdrücklich darauf aufmerksam, das jede Veränderung des Wahlscheines diesen ungültig macht. 

Mehr Demokratie vertritt die Meinung:

undemokratisch*



+

unausgereift*

=

Kombi-Lösung

Mehr Demokratie fordert daher alle Wählerinnen und Wähler auf Ihre Entscheidung beim Bürgerentscheid am 22. September sorgfältig abzuwägen.

*... „Der Demokratie dienlicher (und mit § 21 Abs. 5 vereinbar) wäre es gewesen, wenn der Gemeinderat ... beide Maßnahmen, Kaiserstraße und Kriegsstraße, getrennt zur Abstimmung gestellt hätte.“


Prof. Dr. Roland Geitmann, FH für öffentliche Verwaltung Kehl





*... „Die Kombi-Lösung ist noch nicht reif für eine Bürgerentscheidung, da weder sie noch mögliche Alternativrouten im Hinblick auf die möglichen Folgen für Wirtschafts-, Stadt- und Verkehrsentwicklung durchdacht sind.“


Aus der Denkschrift der Prof. Rothgatter, Scholl u. Zumkeller, Uni KA
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